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Der Sieg der Taliban und der Sturz der Regierung Ghani sind eine demütigende Niederlage von
globaler Bedeutung für die USA und ihre westlichen Verbündeten. Das Bild der Hubschrauber, die
fliehende DiplomatInnen vom Dach der US-Botschaft heben, erinnert stark an den Fall von Saigon
im Jahr 1975. Aber der Unterschied ist noch wichtiger. Damals war die einzige globale Rivalin der
USA, die Sowjetunion, selbst schon eine schwindende Macht. Heute ist China ein kräftiger
Imperialismus, der durch sein eigenes Wachstum veranlasst ist, seine Macht und seinen
Einflussbereich auf Kosten der USA auszuweiten.

Trumps Entscheidung, den Rückzug der USA mit den Taliban in Doha zu vereinbaren, ohne auch nur
den Anschein zu erwecken, die Regierung in Kabul zu konsultieren, war nicht nur eine persönliche
Laune eines exzentrischen Präsidenten. Sie war Ausdruck der zunehmenden Erkenntnis, dass dieser
Krieg nicht zu gewinnen und es besser ist, sich zurückzuziehen und zu verschwinden. Diese
Schlussfolgerung wurde nicht nur von vielen Mitgliedern der Republikanischen Partei geteilt,
sondern auch von Joe Biden, der sich als Vizepräsident gegen Obamas „Eingriff“ ausgesprochen
hatte.

In Doha stimmte eine neue Generation von Taliban-Führern, die von jenen Teilen des pakistanischen
Staates, die sie im Exil unterstützt hatten, beraten, wenn nicht gar gelenkt wurden, taktisch einem
Abkommen zu, das eine Art Machtteilung in einer künftigen Regierung vorsah. Während dies für die
USA gesichtswahrend war, wussten die Taliban, dass sich die sozialen Verhältnisse im größten Teil
ihres Heimatlandes nicht geändert hatten und das gesamte Regime vollständig von der US-Präsenz
abhängig war. Eine fortschrittliche wirtschaftliche und soziale Entwicklung hätte den Sturz der
landbesitzenden Klasse erfordert, was unter den USA oder ihren HandlangerInnen in Kabul niemals
geschehen würde.

Die Taliban haben vielleicht nicht mit der außergewöhnlichen Geschwindigkeit gerechnet, mit der
sie das ganze Land erobert haben, aber sie waren immer zuversichtlich, dass das Regime und seine
Truppen zusammenbrechen würden, sobald die imperialistischen Besatzungstruppen abgezogen
sind, was die harte Wahrheit ans Licht bringt, dass die Regierung keine wirklichen sozialen Wurzeln
in der afghanischen Gesellschaft hatte.

Nach 20 Jahren Besatzung, Hunderttausenden von Toten und 7 Millionen Flüchtlingen, die der lange
asymmetrischen Krieg hervorgebracht hat, wurde das Land von seinen BesatzerInnen in einem
Zustand der Verwüstung zurückgelassen. Rund 80 Prozent der Bevölkerung sind arbeitslos oder
unterbeschäftigt, und 60 Prozent der Kinder leiden an Hunger und Unterernährung.

Die Kombination aus Armut und Krieg trieb nicht nur Millionen von Menschen aus dem Land, die oft
von den Taliban rekrutiert wurden, sondern auch in die Städte. Hier haben sich die sozialen
Beziehungen verändert, vor allem für die Frauen, aber auch in Bezug auf Arbeitsplätze und ein
gewisses Maß an politischer Demokratie. Wie das Regime selbst sind jedoch auch diese stark von
den Ressourcen abhängig, die von den USA und ihren Verbündeten bereitgestellt werden.
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Pakistan

Die Tatsache, dass die Taliban in der Lage waren, nicht nur gegen den mächtigsten Staat der Welt
zu überleben, sondern auch so weit zu wachsen und sich zu entwickeln, dass sie innerhalb weniger
Wochen das ganze Land übernehmen konnten, hing offensichtlich nicht nur von der Rekrutierung
verarmter Flüchtlinge ab. Der Schlüssel dazu war die Unterstützung Pakistans, insbesondere des
Geheimdienstes ISI, der Afghanistan seit langem als potenziellen Faktor in seiner Fehde mit Indien
ansieht.

Nach der sowjetischen Invasion in Afghanistan, als das halbkoloniale Pakistan ein williger
Verbündeter der USA war, spielte der ISI eine wichtige Rolle beim Aufbau der reaktionären
Mudschahidin-Guerilla und sammelte wertvolle Erfahrungen und Fachkenntnisse bei der
Kanalisierung der US-Hilfe für ihre GuerillakämpferInnen. Doch die Zeiten ändern sich, und mit
ihnen die Loyalitäten. Die zwanzig Jahre der US-Besatzung Afghanistans waren auch die Jahre des
Aufstiegs Chinas, das heute die wichtigste Quelle wirtschaftlicher Hilfe für Pakistan verkörpert und
für das letzteres im Rahmen von Pekings Neuer Seidenstraße eine strategische Bedeutung
einnimmt. Zweifellos gibt es im pakistanischen Staatsapparat immer noch prowestliche Elemente,
aber die Geschwindigkeit, mit der Premierminister Imran Khan den Sieg der Taliban begrüßt hat,
deutet darauf hin, dass die prochinesische Fraktion jetzt die Oberhand gewonnen hat.

Die globale, vielleicht historische Bedeutung des Sieges der Taliban liegt darin, dass die US-
Invasion, wie auch die anschließende im Irak, nicht nur der Demonstration der US-Macht diente,
sondern auch der Konsolidierung dieser Macht, indem sie den gesamten Nahen und Mittleren Osten
unter ihre Kontrolle brachte. Damit sollte der Boden für das neue amerikanische Jahrhundert
bereitet werden, das durch den Zusammenbruch der Sowjetunion und die Globalisierung eingeläutet
wurde.

Der barbarische und reaktionäre Angriff auf die Zwillingstürme in New York diente als Vorwand, als
Rechtfertigung für den „Krieg gegen den Terror“, in dem Washington das Recht beanspruchte,
überall dort militärisch zu intervenieren, wo es seine Interessen bedroht sah. Heute, nach den
militärischen Niederlagen im Irak und in Afghanistan und der Wirtschaftskrise von 2008/9, steht
diese ganze Weltsicht in Frage. Die USA stellen zweifelsohne immer noch einen sehr mächtigen
Staat dar, aber sie sind kein unangefochtener Hegemon mehr.

Das veränderte Kräftegleichgewicht wird nicht nur die rivalisierenden Imperialismen China und
Russland, sondern auch regionale Mächte wie Pakistan, Iran, die Türkei und Indien dazu ermutigen,
die Situation zu ihrem Vorteil zu nutzen. Auch Länder, die die Unterstützung der USA als
selbstverständlich angesehen haben, wie Taiwan, müssen sich fragen, was die Zukunft bringt. Selbst
EU-Imperialismen wie Deutschland und Frankreich werden abwägen, wie weit sie von den
Prioritäten der USA abweichen sollen.

In Afghanistan selbst wird die Wiedereinsetzung einer Taliban-Regierung eindeutig nicht den Weg
zu Frieden und Wohlstand eröffnen. Zwanzig Jahre Exil in Pakistan und den Golfstaaten, die
Entwicklung neuer Führungspersönlichkeiten, die Herausforderung, ein Regierungssystem in einem
stark veränderten Land zu bilden, und die Möglichkeit von Spannungen zwischen den
zurückkehrenden ExilantInnen und denjenigen, die die Organisation im Land unter der Besatzung
aufrechterhalten haben, werden wahrscheinlich zu internen Spannungen führen, denn der Sieg
trennt immer die SiegerInnen.

Taliban-Regime

Auf seiner ersten Pressekonferenz verkündete der Vertreter des neuen Regimes eine



Generalamnestie für alle, die für die vorherige Regierung gearbeitet hatten, und versicherte den
Frauen, dass ihre Rechte auf Bildung, Arbeit und Teilnahme am öffentlichen Leben garantiert
würden, sofern die islamischen Normen eingehalten würden. Es wurde betont, dass die Taliban
keine Rache wollen und sich bemühen werden, andere in die Verwaltung des geplanten
theokratischen Emirats einzubeziehen. Es erging eine Aufforderung, wieder normal an die Arbeit
zurückzukehren.

Zweifellos ist ein solch pragmatischer Ansatz für eine Bewegung, die über keinen eigenen zivilen
Verwaltungsapparat verfügt, praktisch sinnvoll und war der Ratschlag ihrer potenziellen
internationalen UnterstützerInnen. Die Zeit wird zeigen, ob dies von Dauer sein wird oder die
reaktionärsten Strömungen im Lande bereit sind, solche Zugeständnisse zu tolerieren, nachdem sie
zwanzig Jahre lang für die Rückkehr zu den von ihnen bevorzugten Normen gekämpft haben. Klar
ist, dass es derzeit keine Kräfte wie politische Parteien oder Gewerkschaften gibt, die mobilisieren
könnten, um einen Rückschritt zu verhindern.

Auf internationaler Ebene sollten die VerfechterInnen der demokratischen Rechte der
Ausgebeuteten und Unterdrückten in Afghanistan alles in ihrer Macht Stehende tun, um Racheakte
der besiegten ImperialistInnen zu verhindern. Alle Versuche, Sanktionen zu verhängen oder der
jetzigen De-facto-Regierung des Landes die Anerkennung zu verweigern, müssen abgelehnt werden,
da sie das bereits erlittene Elend und die Armut nur noch vergrößern können.

Für die Massen in Afghanistan brechen dunkle Zeiten an. Der Sieg der Taliban wird alle
demokratischen, Frauenorganisationen, Gewerkschaften und sozialistischen oder kommunistischen
Kräfte in die Illegalität treiben. Gleichzeitig werden aber, wie in allen theokratischen Regimen zu
beobachten, die sozialen Widersprüche keineswegs verschwinden. Klassengegensätze und andere
soziale Konflikte sind früher oder später unvermeidlich. Die Jugendproteste in Dschalalabad sind ein
erstes Anzeichen dafür. Darauf müssen sich die RevolutionärInnen in Afghanistan organisatorisch,
politisch und programmatisch unter den Bedingungen der Illegalität, der konspirativen Arbeit
vorbereiten.

Partei

Zwei Lehren werden von zentraler Bedeutung sein: Erstens, im Kampf für demokratische und soziale
Forderungen kann man sich auf keine der imperialistischen Mächte oder ihre regionalen
VertreterInnen verlassen, politische Unabhängigkeit wird entscheidend sein. Wirkliche Verbündete
werden sich nur unter den Kräften in der Region und darüber hinaus finden, die ihre
Unabhängigkeit von „ihren“ Regierungen bewiesen haben. Zweitens müssen die afghanischen
RevolutionärInnen eine neue Parteiorganisation aufbauen, die sich auf ein Programm stützt, das die
unvermeidlichen sozialen und politischen Kämpfe mit dem Aufbau von Organisationen der
ArbeiterInnenklasse und der Bauern und Bäuerinnen verbindet, die mit der Zeit zu TrägerInnen des
Sturzes des bestehenden Regimes und seiner Ersetzung durch eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung geraten können, mit anderen Worten: die Strategie der permanenten
Revolution.

Der Aufbau einer solchen Organisation ist zweifelsohne eine langfristige Angelegenheit. Unmittelbar
sind Millionen Menschen von brutaler politischer Unterdrückung bedroht. Andere versuchen, in
Nachbarländer oder nach Europa zu fliehen. Die Linke und die internationale
ArbeiterInnenbewegung müssen einen gemeinsamen Kampf für die bedingungslose Öffnung der
Grenzen führen und sich für die Beschaffung materieller Mittel für die Flüchtlinge einsetzen, die in
den Nachbarländern Afghanistans bleiben.

Die dramatischen Ereignisse in Afghanistan bestätigen, dass wir in einer Zeit zunehmender



zwischenimperialistischer Rivalität leben, einer Zeit, in der ökonomische Konkurrenz zu
Handelskriegen führen kann, Sanktionen zu Blockaden werden und regionale Konflikte zu größeren
Kriegen führen können. Die für das zwanzigste Jahrhundert typischen wirtschaftlichen und
territorialen Reibungen entfalten sich nun im Kontext der sich entwickelnden Klimakatastrophe, die
naturgemäß die Notwendigkeit einer internationalen Lösung bestätigt. Voraussetzung dafür ist eine
internationale Organisation, eine internationale Partei – das ist die Hauptaufgabe der
RevolutionärInnen in aller Welt, der Aufbau einer Fünften Internationale!


